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kann darüber nur spekuliert werden. Ausser der Musik und Weltis
Stimme sind in der Aufnahme, trotz der angeblich rund einhundert
anwesenden Personen, keine weiteren Geräusche zu hören. Dies kann
sowohl am Zustand des Tonträgers als auch an den Mikrofonen liegen,
die in den 1930er Jahren noch weniger Raumklang aufzeichnen konnten.

84 Im Vergleich mit den übrigen Pavillons der Abteilung «Volk und
Heimat» wo Statistiken, Gemälde und Landschaftsmodelle die Schweiz
mit zahlreichenDetailsdarstellten, erscheint die Inszenierung indiesem
Raum auf wenige, eindeutige Symbole für die «nationale Identität»
reduziert: Schweizer Psalm und Flagge, Ursprungsmythos und historische
Kontinuität,militärische Stärke und Abwehrbereitschaft. Weltis Reportage

reflektiert diese Inszenierung, indem sie die intendierte Botschaft
bündelt und mit den ihr eigenen sprachlich-akustischen Mitteln weiter
zuspitzt: durch einen pathetischen Tonfall der Stimme, verlangsamten
Sprechduktus und eine auf nationalen Zusammenhalt, Solidarität und
kollektive Opferbereitschaft hin formulierte Schilderung des anwesenden

Publikums. Später, bei Weltis Betreten der Halle «Ehrung» erklingen

sogar diverse Stimmen im Hintergrund, die mit ihren Rufen seine
Rede von einem «Nachklingen» der Ausstellung direkt umsetzen:

«Gälled liebi Hörer und Hörerinne, woner ide lang schmal Ruum inecho sind,
[…] woner uf eimal all die grosse Geischter links und rächts wie e Ehrelegion
nebed eu gha händ, da händ ererscht rächtde Stolz gschpürt woner händ, dass

er Schwiizer sind. Und wenn d’Landi emal nümme isch, dänn werded all die
grosse Name in eu na nachklinge verschiedene Stimmen rufen Namen:
Wilhelm Tell, Niklaus von der Flüe, Winkelried, Madame de Staël, Calvin,
Pestalozzi, Paracelsus, Jacob Burckhardt, Gottfried Keller, Spitteler, Jenatsch
etc. etc.).»85

Ein Höhepunkt der patriotischen Kundgebungen am Radio sollte
ausserdem die Sendung zur Bundesfeier werden. Arthur Welti entwarf
dafür ein Konzept, das vier Grenzgemeinden im Norden, Osten, Süden
und Westen der Schweiz mit dem Festsaal der Landesausstellung
verband: Die Sendung «soll alle vier Sprachgebiete einbeziehen […] Jeder
Ort hat ein musikalisches – gesprochenes Programm zu entwickeln,
darin eine vaterländische Note anzuschlagen, die Abwehr nach dem
betreffenden Ausland zu betonen und Grüsse an die übrige Schweiz zu
entrichten. Dann nach jeder der vier regionalen Sendungen erfolgt eine

84 Ebenfalls ist denkbar, dass die BesucherInnen aufgrund der Präsenz der Radioleute
schwiegen, vielleicht sogar dazu aufgefordert worden waren, umeine bessere Verständlichkeit

des Moderators zu gewährleisten.
85 «LA-Höhenstrasse. Reportage A. Welti» Radiostudio Zürich ZH 39/1131.
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kurze Einschaltsendung aus der Landesausstellung» 86 In den 80 bis
90 Minuten sollte gemäss Exposé ein eigentlicher Dialog entstehen, bei
dem der Radiosprecher in der Landesausstellung die zentrale Schnittstelle

darstellte und die jeweiligen Regionen der Reihe nach aufrief:
«Landsleute im Westen, Osten, Süden, wir grüssen Euch. Wir wollen
Eure Stimmen hören, so wie Ihr uns jetzt hört. – Kurze Schilderung des
Standortes. – Marschmusik. – Confédérés im äussersten Westen, meldet
Euch!» Als krönender Abschluss der Sendung ist von jedem Grenzort
die «kurze bekenntnishafte Ansprache: Wir halten zusammen»
vorgesehen,gefolgt von der Landeshymneund der allgemeinen Aufforderung
an das Radiopublikum, mitzusingen. Alle Stimmen der Schweiz würden
sich so zu einem einzigen Chor vereinigen. Das Treuegelöbnis und die
Abgrenzung gegenüber den Nachbarstaaten erscheinen hier als eine
Re-Inszenierung des Rütlischwurs. Leider sind von der Radio-Bundesfeier

keine Tondokumente erhalten, die einen Vergleich des Konzepts
mit der Umsetzung erlauben würden. Weltis Entwurf zeigt jedoch, wie
gezielt er Stimmen, Sprache und Musik einzusetzen gedachte, um den
Bundesfeiertag ganz im Zeichen der viel beschworenen «Einheit in der
Vielfalt» erklingen zu lassen.

Résumé

DieLandi 1939 zeichnete sich gegenüber früheren Landesausstellungen
durch eine breit angelegte Medialisierung aus. Von der Forschung zur
LA bisher kaum berücksichtigt, bietet die Untersuchung der klanglichen

Dimensionen der Ausstellung und ihrer medialen Vermittlung
neue Zugänge zu der Frage nach der Konstruktion nationaler Identität.
Während BesucherInnen aus dem In- und Ausland nach Zürich strömten,

um die Attraktionen der Ausstellung mit eigenen Augen zu sehen,
trug das Radio das Echo dieses Treibens in die ganze Schweiz und über
die Landesgrenzen hinaus. Dabei handelte es sich nicht um reine
Reproduktionen der Klänge der LA. Vielmehr wurde in der Re-Inszenierung

der Ausstellung am Radio ein spezieller «Landisound» geschaffen.
Wie die überlieferten Audioquellen und die Diskussionen im Vorfeld
der Ausstellung erkennen lassen, sollte der LA eine akustische Gestalt
verliehenwerden.DurchgezielteRückgriffe auf einRepertoire «
schweizerischer» Klänge u.a. die Viersprachigkeit, Dialekte, Volkslieder und
Nationalhymne) und in der Auswahl repräsentativer neuer Klang-

86 A. Welti, «Exposé zur LA-Radio-Bundesfeier» 30. Mai 1939, S. 1. Radiostudio Zürich,
Ordner Landesausstellung II 1938/39.
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motive beteiligten sich die Radioschaffenden an der symbolischen
Hervorbringung einer «Schweiz» wie sie auch in der LA inszeniert
wurde: eine in ihrer Vielfältigkeit harmonisch vereinte, wehrhafte und
auf einer heroischen Vergangenheitgründende Nation, die neben
Landwirtschaft, Trachten und traditionellem Handwerk auch fortschrittliche
Technologien und eine innovative Industrie zu bieten hatte. Das Radiostudio

als medialer und physischer Raum standen an der Schnittstelle
von diesen scheinbar gegensätzlichen Seiten der Ausstellung. Im Kontext

der Abteilung Elektrizität stand es für eine moderne Schweiz und
zelebrierte mit seinen ausländischen Gästen und Journalisten die
universale Reichweite der Kurzwellen. Gleichzeitig tendieren die
überlieferten Sendungen aber zu einer Unterstreichung der traditionalistischen

Seite der LA. Die Analyse eines Ausschnittes aus Arthur Weltis

Reportage über den Pavillon «Wehrwille» zeigt, wie die «évocation
radiophonique» mittels Tonfall, Sprachduktus und Formulierungen die
primäre Inszenierung in der Ausstellung unterstützte, in vielen Hinsichten

sogar über sie hinausging.
Wie viele HörerInnen die Radiosendungen aus der LA und ihre

Wiederholungen im darauffolgenden Jahr erreichten und wie sie von
ihnen aufgenommen wurden, ist nicht belegt. Auch steht eine
Untersuchung über die Bedeutung von Rundfunk und Volksmusik für die
Tradierung und Nachwirkung der im Kontext der Landi entstandenen
Klänge und Lieder noch aus. Der Schweizerische Rundfunk jedenfalls
stand weiterhin im Dienst der Geistigen Landesverteidigung. Wenige
Tage nachdem die LA Ende Oktober 1939 ihre Tore schloss, führte
Radio Beromünster die Rubrik «Geist der Einheit» ein. Der
sozialdemokratische Stadtpräsident von Zürich, Emil Klöti, erläuterte in
seiner Radioansprache die Zielsetzung der neuen Sendereihe:

«Wir alle aber sind einig in dem Wunsche, es möchte sich das, was der Höhenweg

uns seelisch geboten hat, nicht nutzlos verflüchtigen, sondern als Geist
der Landesausstellung in unseren Herzen fortleben und zur inneren Stärkung
undkulturellen Hebungunseres Volkesbeitragen. Es ist ausserordentlich
verdienstlich, dass der Schweizerische Rundspruch unter Mitwirkung der Neuen
Helvetischen Gesellschaft in gewissem Sinne die Ausstellungsleitung ablösen
unddiese zweite, schwierigere Aufgabe der Erfüllungentgegenführenwird.»87

87 «Heute vor 50 Jahren. Tagesbeiträge der 15. Woche 6.–12. November 1939)» Radio¬
studio Bern BE Bd 21326.
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Die Reaktion der Schweiz auf den Vorschlag
einer Europäischen Sicherheitskonferenz
Innerer Entscheidungsprozess und diplomatische Aktivitäten 1969–1972

Philip Rosin, Institut für Geschichtswissenschaft der Universität Bonn, Konviktstrasse 11,

DE-53113 Bonn. prosin@uni-bonn.de
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Philip Rosin

Summary

In 1969 the Swiss Foreign Office reacted with reservation to the Eastern
propsal for a European Security Conference. A possible participation of
Switzerland was made dependent on the compatibility with the Swiss
neutrality an the involvement of the United States. In Berne, the perspectives

of the Détente were at first, after internal meetings and diplomatic
discussions, regarded with scepticism. In December 1969 the Swiss Foreign

Office established a study group, which presented a detailed report
in July 1970. It supported the idea of participation at the conference and
set the goals of recognizing the principle of neutrality and establishing a
system for a peaceful settlement of international disputes. In the summer
of 1970, in response to two initiatives from MPs, Foreign Minister Graber

had to explain the government’s position on the conference proposal
to both chambers of the Parliament. In the run-up to the Multilateral
Talks, Ambassador Thalmann visited six Eastern European countries. In
the fall of 1972 the Foreign Office and the Department of Defense elaborated

two reports on the security conference, in which the diplomats were
less skeptical than the military. The decision of the Federal Council in
favor of a Swiss participation at the Multilateral Talks was part of the
larger strategy for a more active foreign policy. Furthermore it was in
accordance with the “primacy of utility” Hans Ulrich Jost), in the sense

that the involvement within the CSCE enabled Switzerland to extend its
contacts with the Eastern European countries and to find a “compensation”

for the UNO and the EEC.



encore rare, lethé,qu’ilutilise aussipour sa consommationpersonnelle.14

Est probablement aussi destinée à la vente une partie au moins des
porcelaines et faïences, du café, du sucre et du baume du Pérou signalés
en grandes quantités dans des armoires, ainsi que des bijoux estimés à

part età deux reprises.Parmi ces derniers,on trouve aussibienun collier
de seize rubis balais d’un rouge pâle) ou un coulant15 de diamants avec
une perle, dont le prix est très élevé, que des sacs de pierreries non
montées, émeraudes, grenats, etc., et d’autres matières telles que
l’ambre ou le corail, venues d’Orient, ou encore des «pierres fausses»

de peu de valeur, autrement dit du toc permettant à des consommateurs
moins fortunés d’accéder à la nouveauté.16 Si les estimations paraissent
souvent basses, le nombre d’experts spécialisés que l’on fait intervenir
pour évaluer ces biens est un bon indicateur de leur importance.17 Nous
voilà plongés au coeur de la circulation du luxe en Europe, et Genève
n’en reste pas à l’écart.

L’inventaire dressé après le décès de Franconis montre cependant
que son activité principale s’était déplacée vers l’exploitation des
revenusde l’argent,où seconcentre sa richesse. A cet égard, son testament
manifeste le souci obsessionnel de préserver un capital par un jeu
compliqué de versements d’intérêts et de reports d’héritage entre
générations et entre ses descendants selon leur sexe; à son fils, dont il connaît
les goûts dispendieux, il destine des rentes plutôt qu’une part de capital.
Franconis n’hésite pas en revanche à compter les pauvres au titre de sa

famille et à faire des legs particulièrement généreux, tant directs que par
substitution au moment du décès du premier bénéficiaire, à l’Hôpital
général et à d’autres institutions de bienfaisance. La postérité lui saura
gré, non seulement d’une belle générosité, mais d’avoir su donner à la

14 Archives d’Etat de Genève désormais AEG), Arch. de famille, 1re série, Franconis,
vol. IV, exemplaire de l’inventaire après décès de Guillaume-François Franconis
conservé par ses descendants. Une rubrique de cet inventaire est consacrée aux
«marchandises» mais elle n’est pas exhaustive.

15 Perles ou pierres précieuses enfilées surun cordon desoiequipermetde régler lahauteur
du bijou autour du cou.

16 NatachaCoquery, «Bijoutiers et tapissiers: le luxeet ledemi-luxeàParis dans laseconde
moitié du XVIIIe siècle» in: Le commerce du luxe à Paris aux XVIIe et XVIIIe siècles,
échanges nationaux et internationaux, éd. par Stéphane Castelluccio, Berne, 2009,
pp. 199–230.

17 En plus des deux «gageuses» qui estiment les biens courants, deux experts successifs
interviennent pour les bijouxet lavaisselle d’argent, un autre pour les porcelaines, trois
marchands pour les tissus, lepeintreRobertGardelle pourun lotde tableaux, ainsi qu’un
droguiste, un maître-tanneur, un sellier, etc.

8 Danielle Buyssens Rousseau citoyen d’une ville où le luxe est en débat



Im Verlauf der sechziger Jahre des 20. Jahrhunderts vollzog sich in
den internationalen Beziehungen der Wandel von einer Phase der
Konfrontation im Ost-West-Konflikt hin zur Ära der Entspannung, deren
Höhen und Tiefen das nachfolgende Jahrzehnt prägen sollten.1 Détente
bedeutete nicht etwa das Ende des Kalten Krieges, sondern «it meant
managing the Cold War in a safer and more controlled manner as to
minimize the possibility either of accidential war or of a destabilizing
arms spiral» 2 Einen wichtigen Impuls zum Durchbruch der
Entspannungspolitik gaben die Regierungswechsel in Washington und Bonn im
Jahr 1969. Sowohl die globale Gleichgewichtspolitik der USA unter der
Nixon/Kissinger-Administration als auch die sogenannte «Neue
Ostpolitik» der Regierung Brandt/Scheel sorgten für neue Dynamik in den
internationalen Beziehungen.

In diesem veränderten Klima der Entspannung gelangte auch der
von der Sowjetunion seit dem Jahr 1954 immer wieder vorgebrachte
Vorschlag für eine Europäische Sicherheitskonferenz zum Durchbruch,
aus dem schliesslich die Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit

in Europa KSZE) hervorgehen sollte. Die Sowjetunion verfolgte
hierbei das Ziel, in einer Art «Ersatz-Friedenskonferenz» den territorialen

Status quo in Europa sanktionieren zu lassen und von den USA
als gleichberechtigte Macht anerkannt zu werden.3 Nach einer im
November 1972 eröffneten Vorbereitungskonferenz in Helsinki fand die
eigentliche Verhandlungsphase der KSZE vom September 1973 bis Juli
1975 in Genf statt. Als Ergebnis unterzeichneten die Staats- und
Regierungschefs der 35 Teilnehmerstaaten am 1. August 1975 in Helsinki die
KSZE-Schlussakte.Mit der darin enthaltenenKlausel über die Möglichkeit

friedlicher Grenzveränderungen und dem berühmten Korb III zur
Wahrung der Menschenrechte entsprach das Verhandlungsergebnis
jedoch kaum noch den ursprünglichen Vorstellungen der Sowjetunion.
Schliesslich wurde die KSZE-Schlussakte «zur Magna Charta im Prozess

der Beendigung des Kalten Krieges und der Auflösung des
Warschauer Paktes» 4

1 Der Beitragbasiert aufeinem Referat im Rahmender von den «Diplomatischen
Dokumenten der Schweiz» veranstalteten Tagung «Zwischen europäischer Integration und
Dekolonisation. Die internationalen Beziehungen der Schweiz in den 60er Jahren» am
12. November 2009 im Schweizerischen Bundesarchiv in Bern. Eine Publikation des
Verfassers zur Rolle der Schweiz im KSZE-Prozess 1972–1983 ist in Vorbereitung.

2 Robert J. McMahon, The Cold War. A very short introduction, Oxford 2003, S. 122.
3 Klaus Hildebrand, «Der Kalte Krieg als Détente. Zur Phänomenologie der Staatenwelt

während der siebzigerJahredes 20.Jahrhunderts» in: Ders.,DerFlug des Ikarus. Studien
zur deutschen Geschichte und internationalen Politik, München 2011, S. 121–133, S. 129f.

4 Michael Salewski, Geschichte Europas. Staaten und Nationen von der Antike bis zur
Gegenwart, München 2000, S. 1090.
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In der KSZE waren alle europäischen Länder ausser Albanien)
sowie die USA und Kanada vertreten, neben den Mitgliedsstaaten der
NATO und des Warschauer Pakts also auch die neutralen und blockfreien

Staaten.5 Unter den Staats- und Regierungschefs, die am 1.
August 1975 in Helsinki die Schlussakte unterzeichneten, befand sich auch
der schweizerische Aussenminister Pierre Graber6 in seiner Funktion
als Bundespräsident. Dass die Schweiz an den KSZE-Verhandlungen
teilgenommen hatte, war keine Selbstverständlichkeit, sondern eher
aussergewöhnlich, wenn man an die damalige Nichtmitgliedschaft der
Eidgenossenschaft in der Hauptorganisation der Vereinten Nationen
UNO)7 und an die relative Zurückhaltung der Schweiz gegenüber dem

europäischen Integrationsprozess8 denkt, wobei jedoch «die offizielle
Ablehnung der Integrationsvariante EWG-Beitritt nicht mit einer
Ablehnung der wirtschafts- und gesellschaftspolitischen Konzepte der EG
zu verwechseln ist» 9

Die internationalen Rahmenbedingungen nach 1945 begünstigten
ein Festhalten der Schweiz an der Neutralität. Sie diente sowohl als
Rechtfertigung für die enge Kooperation mit den Achsenmächten
während des vergangenen Weltkriegs als auch als Begründung für die
Abstinenz von den Vereinten Nationen und dem europäischen
Integrationsprozess im beginnenden Ost-West-Konflikt.10 In der Konsequenz
verfolgte die Eidgenossenschaft in den fünfziger und sechziger Jahren
eine «äusserst zurückhaltende Diplomatie» 11 Wie die Schweiz auf den
Vorschlag zu einer Europäischen Sicherheitskonferenz reagierte, und

5 Zuder Gruppe der sogenanntenN+N-Staatengehörten die Schweiz,Österreich, Schweden,

Finnland, Jugoslawien,Zypern, Malta, SanMarino und Liechtenstein;vgl.Thomas
Fischer, Neutral Power in the CSCE. The N+N States and the Making of the Helsinki
Accords 1975, Baden-Baden 2009.

6 Vgl. Pierre du Bois, Pierre Graber, in: Urs Altermatt Hg.), Die Schweizer Bundesräte.
Ein biographisches Lexikon, 2. Auflage, Zürich/München 1992, S. 528–533.

7 ZumVerhältnisder Schweiz zu den Vereinten Nationen vgl. Thomas Fischer, Die Grenzen

der Neutralität. Schweizerisches KSZE-Engagement und gescheiterte UNO-Beitrittspolitik

1969–1986, Zürich 2004 Schweizer Beiträge zur internationalen Geschichte 7);
Carlo Moos, Ja zum Völkerbund – Nein zur UNO. Die Volksabstimmungen von 1920
und 1986 in der Schweiz, Zürich 2001 Schweizer Beiträge zur internationalen
Geschichte 4).

8 Zur Europapolitik der Schweiz vgl. Dieter Freiburghaus, Königsweg oder Sackgasse?
Sechzig Jahre schweizerische Europapolitik, Zürich 2009.

9 Thomas Gees, Die Schweiz im Europäisierungsprozess. Wirtschafts- und gesellschaftspolitische

Konzeptionen am Beispiel der Arbeitsmigrations-, Agrar- und und
Wissenschaftspolitik 1947–1974, Zürich 2006, S. 388 Schweizer Beiträge zur internationalen
Geschichte 9).

10 Georg Kreis, Kleine Neutralitätsgeschichte der Gegenwart. Ein Inventarzum neutralitäts¬
politischen Diskurs seit 1943, Bern 2004, S. 36f.

11 Volker Reinhardt, Die Geschichte der Schweiz. Von den Anfängen bis heute, München
2011, S. 454.
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weshalb im Eidgenössischen Politischen Departement EPD) schliesslich

trotz Kritik die Weichen für eine Teilnahme an der KSZE gestellt
wurden, zeigt ein Blick auf die innen- und aussenpolitischen Entwicklungen

der Jahre 1969 bis 1972.

Budapester Appell und finnische KSZE-Initiative

Mit der «Bukarester Deklaration» vom 6. Juli 1966 hatten die
kommunistischen Länder zunächst erfolglos versucht, ihr Ziel einer
gesamteuropäischen Konferenz erneut zu propagieren. Der östliche Vorschlag
war damals auch auf der jährlichen Botschaftertagung des EPD
kontrovers diskutiert worden, wobei der Vertreter in Kairo, Robert Maurice,

die Interessenlage der Schweiz bereits hellsichtig erkannt hatte:
«La Suisse pourrait-elle alors refuser de participer à une conférence qui
vise la paix? Une abstention paraîtrait paradoxale. Notre participation,
au contraire, répondrait à certaines critiques qui nous sont adressées
tant en Suisse qu’à l’étranger sur le manque de dynamisme de notre
politique.» 12

Im März 1969 erneuerten die Mitgliedsstaaten des Warschauer
Pakts ihren Konferenzvorschlag mit dem sogenannten «Budapester
Appell» Im Mai 1969 ergriff schliesslich die finnische Regierung die
Initiative, indem sie die Konferenzidee begrüsste und sich als
Gastgeberin hierfür anbot.13 Nachdem sich der Bundesrat in seiner Sitzung
am 9. Juli mit der Angelegenheit befasst hatte,14 nahm die Schweiz in
einer Pressemitteilungdes EPD am 24. Juli 1969 erstmals öffentlichzum
Konferenzvorschlag Stellung. Sie vermied es darin, eine eigene qualitative

Einschätzung der Konferenzidee vorzunehmen, sondern äusserte
nur, «dassdie Schweiz das Interesse, das an einer solchen Konferenz
besteht, anerkennt, da ihr nichts gleichgültig sein kann, was den Frieden
in Europa betrifft» 15 Des Weiteren wurde betont, dass eine Teilnahme
der Schweiz «nur entsprechend den Leitlinien ihrer immerwährenden
Neutralität erfolgen [könne] und unter Berücksichtigung der Tatsache,
dass sie nicht in den letzten Weltkrieg verwickelt war» Damit stellte die
Schweiz klar, dass ihre Beteiligung an möglichen Verhandlungen an der

12 Dodis, Protokoll der Botschaftertagung 1966, www.dodis.ch/30805.
13 Vgl. Thomas Fischer, «‘A mustard seed grew into a bushy tree’. The Finnish CSCE

initiative of 5 May 1969» in: Cold War History 9 2009), S. 177–201.
14 Vgl. Dodis, Conseil Fédéral. Séance No. 1180: Conférence européenne de sécurité,

9.7.1969, www.dodis.ch/32403.
15 Schweizerisches Bundesarchiv BAR), E 2001, E), 1980/83, Bd. 136 Europäische

Sicherheitskonferenz), Eidgenössisches Politisches Departement. Pressemitteilung,
24.7.1969.

118 PhilipRosin Reaktionder Schweiz auf den Vorschlag einer europäischen Sicherheitskonferenz



Neutralitätspolitik als der obersten aussenpolitischen Maxime des
Landes ausgerichtet sein würde. Eine Sicherheitskonferenz durfte nicht
auf die Konsequenzen des Zweiten Weltkrieges und die damit in
Verbindung stehende deutsche Teilung begrenzt sein, sondern musste
vielmehr einen breiteren Rahmen der Ost-West-Beziehungen umfassen.
Darüber hinaus formulierte das EPD noch eine weitere, auf den ersten
Blick nicht unbedingt naheliegende Bedingung. So wurde betont, die
Konferenz müsse «auch aussereuropäischen Mächten offenstehen, die
seit dem zweiten Weltkrieg an der Sicherheit Europas beteiligt sind» 16

Gemeint war hiermit eine Teilnahme der USA und Kanadas. Die
Schweiz hatte also von Beginn an ein eigenes Interesse an einer
EinbeziehungWashingtons.DieÜberlegungen Berns waren wesentlichvon
der Sorge um das Gleichgewicht zwischen Ost und West bestimmt. Eine
rein europäische Konferenz wäre zwangsläufig von der Sowjetunion
dominiert worden, wie der Schweizer Diplomat Edouard Brunner
rückblickend erläuterte.17

Ein Gleichgewichtssystem wirkt sich in der Regel positiv auf den
Handlungsspielraum eines neutralen Staates aus, während
Hegemoniebestrebungen eine Begrenzung des Einflusses oder gar eine
Gefahr darstellen können,18 was Edgar Bonjour einmal als «eine Art
Verwandtschaft und geheime Anziehungskraft»19 zwischen europäischem
Gleichgewicht und schweizerischer Neutralität bezeichnet hat. Durch
das sicherheitspolitische Engagement der USA wurde im Kalten Krieg
das militärische und politische Gleichgewicht in Europa aufrechterhalten.

Es minderte zugleich den Handlungsdruck auf die Schweiz, sich in
politische, militärische oder wirtschaftliche Strukturen integrieren zu
müssen. Die Stellung der neutralen Schweiz in der Staatenwelt hing also
nicht unwesentlich vom Umfang der militärischen Verpflichtungen der
USA in Europa ab. Die Berner Diplomaten beurteilten den Ost-West-
Konflikt Ende der sechziger Jahre primär unter dem Aspekt des
Mächtegleichgewichts zwischen den Grossmächten. Der Bericht des EPD zur
Europäischen Sicherheitskonferenz vom Juli 1970 hob die hohe Bedeutung

der USA anschaulich hervor, denn «in schweizerischer Sicht ist es

ein vordringliches Anliegen, dass eine ausreichende amerikanische Prä-

16 BAR, Pressemitteilung.
17 Institut universitaire de hautes études internationales Genève Hg.),Le rôle de la Suisse

à la CSCE. Témoignage de l’AmbassadeurEdouard Brunner, recueilli par le Professeur
Victor-Yves Ghebali, Genf 2003, S. 2.

18 Klaus Hildebrand, «Prinzip Ununiversalität. Neutralität – einst und jetzt» in: Hilde¬
brand, op. cit., S. 287–292, S. 289.

19 Edgar Bonjour, Europäisches Gleichgewicht und schweizerische Neutralität. Rektorats¬
rede gehalten am 23. November 1946, Basel 1946, S. 4.
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senz in Europa die Glaubwürdigkeit der NATO als Gegengewicht zum
Warschauer Pakt gewährleistet» 20

Einrichtung der Arbeitsgruppe im EPD und Enckell-Mission

Im Dezember 1969 entschied das EPD, eine interne Arbeitsgruppe
einzurichten,21 die die weitere Entwicklung des Konferenzprojekts
begleiten und einen detaillierten Bericht aus Sicht der Schweiz erarbeiten
sollte. Die organisatorische Grundlage hierzu war bereits im Sommer
geschaffen worden. In der erwähnten Sitzung vom 9. Juli 1969 hatte der
Bundesrat nämlich beschlossen, «d’autoriser le Département politique
à constituer, en cas de besoin et le moment venu, un groupe de travail
destiné à clarifier les desiderata de la Suisse en matière de sécurité
européenne» 22

Eine dezidiert kritische Haltung zum Konferenzprojekt nahm der
designierte Leiter der Arbeitsgruppe und Rechtsberater des EPD, Rudolf

Bindschedler, ein.23 In der ersten Besprechung zur Konstituierung
der Arbeitsgruppe am 16. Dezember 1969 äusserte er offen die
Überzeugung, «dass nichts dahinter steckt. […] Gewaltverzicht ist lediglich
ein neues Wort für Nichtangriffspakt. Bekanntlich waren Nichtangriffspakte

schon früher nichts wert.»24 Einen positiven Aspekt aus Sicht der
Schweiz besass das Konferenzprojekt nach Meinung Bindschedlers
immerhin, denn «eine Sicherheitskonferenz böte die Gelegenheit, die
Neutralität anerkennen zu lassen. Die Neutralität ist namentlich mit
Bezug auf die Sowjetunion, die Vereinigten Staaten und die UNO nicht
oder nicht eindeutig geregelt.» In der Tat sollte auf Initiative der
Schweiz die Neutralität später im Prinzipienkatalog Korb I) der
KSZESchlussakte Erwähnung finden.25

20 BAR, E 2001 E), 1980/83, Bd. 138 Europäische Sicherheitskonferenz), Die Schweiz
und die Europäische Sicherheitskonferenz. Bericht der Arbeitsgruppe, 7.7.1970.

21 Vgl. Dodis, Eidgenössisches Politisches Departement. Europäische Sicherheitskonfe¬
renz: Echo auf die Vorschläge der Warschauer Pakt-Staaten; Haltung der Schweiz,
11.12.1969, www.dodis.ch/32406.

22 Dodis, Conseil Fédéral, www.dodis.ch/32403.
23 Bindschedler war zudem Professor für Völkerecht an der Universität Bern; vgl. zu sei¬

ner Tätigkeit in EPD Emanuel Diez, «Botschafter Bindschedler als Rechtsberater des
Politischen Departementes» in: Emanuel Diez, Jean Monnier u.a. Hg.),Festschrift für
Rudolf Bindschedler, Bern 1980, S. 1–13.

24 BAR, E 2001 E), 1980/83, Bd. 136 Europäische Sicherheitskonferenz), Protokoll der
Besprechung vom 16. Dezember 1969; auch verfügbar unter www.dodis.ch/32405.

25 «Sie [die Teilnehmerstaaten] haben ebenfalls das Recht, internationalen Organisatio¬
nen anzugehören oder nicht anzugehören, Vertragspartei bilateraler oder multilatera-
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Seit dem Sommer 1969 erörterte die Schweiz den Konferenzvorschlag

zudem im Rahmen ihrer bilateralen diplomatischen Kontakte.
Im Gespräch mit dem österreichischen Aussenminister Kurt Waldheim
im Oktober 1969 vereinbarte Bundesrat Willy Spühler in der Frage der
Sicherheitskonferenz einen engen Meinungsaustausch zwischen den
beiden neutralen Ländern.26 Anfang 1970 ernannte die finnische Regierung

den erfahrenen Diplomaten Ralph Enckell zum Sonderbotschafter.
Seine Aufgabe bestand darin, bei den europäischen Regierungen

ein Meinungsbild einzuholen und für die Idee einer Europäischen
Sicherheitskonferenz zu werben. Seine erste Reise führte Enckell im
März 1970 nach Bern. Der Sonderbotschafter suchte die Bedenken der
Schweizmitdem Argument zu zerstreuen, dass es fürdie derzeitigeLage
in Europa keinen Präzedenzfall gebe und neue Lösungsansätze gefunden

werden müssten. Botschafter Bindschedler äusserte hingegen die
Befürchtung, «dass ein Misserfolg der vorgeschlagenen Konferenz die
gegenwärtige Lage in Europa nur noch verschlimmern würde» 27

Divergenzen mit Österreich in der Konferenzfrage

Die Schweiz setzte auch ihre Konsultationen mit Österreich zu Fragen
der Sicherheitskonferenz fort. Das Themawar Gegenstand von Gesprächen

während des Besuchs des österreichischen Bundeskanzlers Bruno
Kreisky am 3. und 4. Juni 1970 in Bern. Dabei zeigten sich deutliche
Unterschiede in der Bewertung des Konferenzprojekts. Kreisky führte aus,
dass die Konferenz seiner Meinung nach nur mit geringem Risiko
verbunden sei. Der Sowjetunion als Initiatorin müsse an einem guten Verlauf

schliesslich besonders gelegen sein. Der österreichische
Aussenminister Rudolf Kirchschläger äusserte in diesem Zusammenhang die
Hoffnung auf menschliche Erleichterungen – als konkretes Beispiel
nannte er grössere Freizügigkeit im Reiseverkehr - für die Bevölkerungen

in Osteuropa. Dieser Grund, so Kirchschläger, spräche «nach
österreichischer Auffassung für die Durchführung der vorgeschlagenen

ler Verträge zu sein oder nicht zu sein, einschliesslich des Rechtes, Vertragspartei eines
Bündnisses zu sein oder nicht zu sein; desgleichen haben sie das Recht auf Neutralität.
Vgl. Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa. Schlussakte, S. 9.

26 BAR, E 2001 E), 1980/83, Bd. 136 Europäische Sicherheitskonferenz), Offizieller
Besuch des Vorstehers des Eidg. Politischen Departements in Wien. Protokoll der
beiden Arbeitssitzungen vom 27. Oktober 1969.

27 BAR, E 2001 E), 1980/83, Bd. 137 Europäische Sicherheitskonferenz), Besuch des
finnischen Sonderbotschafters, Ralph Enckell, in Bern vom 24. bis 25. März 1970.
Protokoll.
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Konferenz» 28 In der österreichischen Analyse war der Blick somit ganz
klar nach Osten gerichtet. Wien sah vor allem die Chancen einer
Sicherheitskonferenz.29

Ganz anders war die Haltung der Schweiz. Der neue Aussenminister

Pierre Graber teilte mit, dass sein Land von einer negativeren
Lagebeurteilung ausgehe. Hierzu erläuterte Botschafter Albert Weitnauer,
dass sich Amerika derzeit in einer Krise befinde, die für Europa negative

Folgen haben könne. Es sei nicht damit zu rechnen, dass Länder wie
Frankreich und Grossbritannien im Falle einer Reduktion oder eines
Abzugs der amerikanischen Truppen ihr Militärpotential wesentlich
erhöhen würden Die wichtigste Frage sei deshalb «die amerikanische
militärische Präsenz in Europa» 30 Die Schweiz argumentierte somit
wieder unter dem Blickwinkel des Mächtegleichgewichts. Für die
Bewertung des EPD war die Entwicklung in Westeuropa und im
transatlantischen Verhältnis entscheidend. Bundeskanzler Kreisky sah ähnlich

wie sein westdeutscher Amtskollege und Parteifreund Willy Brandt
durch die Entspannung neue Möglichkeiten im Verhältnis zu
Osteuropa. Diese optimistische Haltung wurde von der Schweiz zu diesem
Zeitpunkt jedoch noch nicht geteilt.

Aus der Perspektive Berns stellte sich die sicherheitspolitische
Beurteilung bedrohlicher dar als für Österreich, das geographisch stärker
exponiert war. Abrüstungsfragen wurden später zwar getrennt von der
KSZE im Rahmen der MBFR-Verhandlungen in Wien geführt, doch zu
Beginn der siebziger Jahre wurde noch über ihre mögliche
Einbeziehung in die Agenda einer Europäischen Sicherheitskonferenz
diskutiert. Nach Ansicht der österreichischen Regierung kam der
militärischen Abrüstung in der Entspannungspolitik hohe Bedeutung zu.31

Die Diplomaten der Eidgenossenschaft hielten diese Haltung für naiv
und gefährlich. In schweizerisch-österreichischen Konsultationen im
Juni 1971 kritisierte Botschafter Bindschedler die Abrüstungsdebatte
im Nachbarland und erklärte, Bern habe «kein Interesse daran, dass im

28 BAR, E 2001 E), 1980/83, Bd. 138 Europäische Sicherheitskonferenz), Besuch des
österreichischen Bundeskanzlers, Bruno Kreisky, in Bern vom 3. bis 4. Juni 1970.
Protokoll.

29 In öffentlichen Stellungnahmen und Gesprächen mit Vertretern östlicher Staaten
äusserte sich die Wiener Regierung gleichwohl zurückhaltender; vgl. Benjamin Gilde,
«‘Kein Vorreiter’.Österreich unddie humanitäre Dimension der KSZE 1969–1973» in:
HelmutAltrichter, Hermann Wentker Hg.), DerKSZE-Prozess.Vom Kalten Kriegzu
einem neuen Europa 1975 bis 1990, München 2011, S. 41–50.

30 BAR, Besuch des österreichischen Bundeskanzlers.
31 Fischer, Neutral, op. cit., S. 122.
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Osten der Schweiz ein ‘Loch’ entsteht» 32 Wie sich zeigt, herrschte im
Denken der Schweizer Entscheidungsträger noch die enge Verbindung
zwischen der aussenpolitischen Staatsmaxime der Neutralität und dem
innenpolitischen Ziel der Wehrhaftigkeit vor. In diesem Sinne erläuterte

EPD-Generalsekretär Ernesto Thalmann den österreichischen
Gästen, Neutralität könne «nach schweizerischer Auffassung nur eine
bewaffnete Neutralität sein» 33

Bericht der Arbeitsgruppe

Der hundertseitige Bericht der Arbeitsgruppe des EPD zur Europäischen

Sicherheitskonferenz wurde im Juli 1970 abgeschlossen.34 In den
Schlussfolgerungen hiess es, die Schweiz solle «eine aktive Rolle spielen
und […] auch eigene Initiativen ergreifen» 35 Als weiteres inhaltliches
Ziel neben einer Anerkennung der Neutralität wurde die Erarbeitung
eines Verfahrens zur friedlichen Streiterledigung genannt. Ein solcher
Vorschlag stand in der Tradition diplomatischer Aktivitäten der
Schweiz im Bereich der Streitschlichtung36 und unterstrich darüber hinaus

ihre Absicht, auf einer Sicherheitskonferenz Zukunftsfragen in den
Mittelpunkt zu stellen. Wie es im Bericht abschliessend hiess, sei die
Haltung der Schweiz durch «[i]llusionsloses Interesse»37 gekennzeichnet.

Diese Formulierung veranschaulicht gut die ambivalente Haltung
der Berner Diplomaten. Eine Europäische Sicherheitskonferenz wurde
sowohl als Chance als auch als Risiko interpretiert.

DieSchlussfolgerung derArbeitsgruppe des EPD lautete folgendermassen:

«Die Schweiz sollte an der Konferenz teilnehmen, sofern die
europäischen Staaten und die für die Sicherheit Europas massgebenden
USA und Kanada sich beteiligen. Dies um unsere Präsenz und unser
Interesse an der Entwicklung Europas zu unterstreichen und um nöti-

32 BAR, E 2001 E-01, 1982/58, Bd. 99 Europäische Sicherheitskonferenz), Besuch des
Leiters der Politischen Abteilung II im österreichischen Aussenministerium, Botschafter

Dr. Arno Halusa, vom 29. bis 30. Juni 1971.
33 BAR, Besuch des Leiters der Politischen Abteilung II im österreichischen Aussen¬

ministerium.
34 Für eine ausführliche Darstellung des Berichts vgl. Christoph Breitenmoser, Sicherheit

für Europa. DieKSZE-Politik der Schweiz bis zur Unterzeichnung der Helinki-Schlussakte

zwischen Skepsis und aktivem Engagement, Zürich 1996 Zürcher Beiträge zur
Sicherheitspolitik und Konfliktforschung 40).

35 BAR, Die Schweiz und die Europäische Sicherheitskonferenz.
36 Hans-Jörg Renk, Der Weg der Schweiz nach Helsinki. Der Beitrag der schweizerischen

Diplomatie zum Zustandekommen der Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit
in Europa, 1972–1975, Bern 1996, S. 93.

37 BAR, Die Schweiz und die Europäische Sicherheitskonferenz.
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genfallsbesondere schweizerische Interessen wahren zu können.» 38 Das
EPD war trotz Bedenken zur Teilnahme bereit. Hierbei spielte nicht
zuletzt die historische Erfahrung mit der UNO und der europäischen
Integration eine Rolle, wie einer Aussage des Leiters des Politischen
Sekretariats, AlbertNatural,zu entnehmen ist:«Wenn die Schweiz nicht
von Anfang an dabei ist, könnten ihr Schwierigkeiten entstehen, später
einzusteigen.» 39 Im Zusammenhang mit dem Nichtbeitritt zur UNO
1945/46 hatte sich die damals unter anderem von William Rappard
vertretene Position, zunächst abzuwarten, um später zu vermeintlich
besseren Bedingungen - sprich bezogen auf die UNO mit Neutralitätsvorbehalt

- doch noch beitreten zu können, als falsch erwiesen, weil sich
die einmal getroffene Entscheidung späterkaum mehr revidieren liess.40

Mit dem Bericht der Arbeitsgruppe vom Juli 1970 kann mit Christian

Nuenlist in der Tat vom Beginn einer «aktiven Rolle»41 der Schweiz
gegenüber der KSZE gesprochen werden. Der Bericht bildete eine
gute inhaltliche Grundlage für die weiteren bilateralen Gespräche mit
anderen Staaten und bewegte sich in den traditionellen Bahnen der
Schweizer Neutralitätspolitik.42 Darüber hinaus verfügte die
Eidgenossenschaft mit der friedlichen Streiterledigung und der
Neutralitätsanerkennung nun über eigene originäre Vorschläge, die sie nach aussen
vertreten konnte. Wie Bundesrat Graber in einer Ansprache an der
Universität Zürich am 26. November 1970 betonte, sei das Prinzip der
Schiedsgerichtsbarkeit «eines der wirksamsten Mittel, um die internationale

Sicherheit und den Frieden zu stärken» 43

Interpellationen aus dem National- und Ständerat

Das war auch innenpolitisch von Bedeutung, denn in zwei Interpellationen

musste der Bundesrat in der Sommersession des Jahres 1970
erstmals gegenüber den eidgenössischen Räten zum Konferenzprojekt

38 BAR, Die Schweiz und die Europäische Sicherheitskonferenz.
39 BAR, Protokoll der Besprechung vom 16. Dezember 1969; auch verfügbar unter www.

dodis.ch/32405.
40 Moos, op. cit., S. 40f.
41 ChristianNuenlist, «Expanding theEast-West dialogbeyond the blocdivision. TheNeu¬

trals as negotiators and mediators 1969–1975» in: Ders., Andreas Wenger, Vojtech
Mastny Hg.), Origins of the European Security System. The Helsinki Process Revisited
1965–1975, London / New York 2008, S. 201–221, S. 205.

42 Fischer, Neutral, op. cit., S. 129.
43 BAR, E 2812, 1985/204, Bd. 4 Handakten Graber), Die Stellung der Schweiz in der

Welt. Ansprache von Bundesrat Pierre Graber in der Aula der Universität Zürich aus
Anlass des 25jährigen Bestehens der Vereinten Nationen, 26. November 1970.
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Stellung beziehen.44 Mit ihren im Juni beziehungsweise November 1969
eingereichten Initiativen trugen die beiden Parlamentarier mit dazubei,
dass es zu einer intensivenBeschäftigung seitens desEPDmit dem
Konferenzprojekt kam.

Nach Ansicht von Nationalrat Walter Renschler SP) sollte die
Schweiz bei der Vorbereitung der Konferenz eine führende Rolle spielen

und zudem Genf als möglichen Tagungsort vorschlagen. In seiner
Antwort wies Bundesrat Graber darauf hin, dass Finnland schon als
möglicher Gastgeber bereitstehe. Dem Engagement der Schweiz seien
zudem gewisse Grenzen gesetzt. Die dauernde Neutralität, so Graber,
«erlaube es der Schweiz nicht, zu Problemen Stellung zu nehmen, die
ihren Ursprung im letzten Weltkonflikt haben. Diese Einschränkung
hindert unser Land daran, eine federführende Rolle zu übernehmen.»45

Noch herrschte Unsicherheit über die Rolle der Schweiz an einem
Staatenkongress, der sich «unweigerlich zwischen einer Friedenskonferenz

und einer Sicherheitskonferenz bewegt» 46 wie es in der Antwort
des Bundesrates auf die Interpellation Renschler weiter hiess.

Eine kritische Haltung zur Sicherheitskonferenz nahm hingegen der
freisinnige Ständerat Peter Hefti ein. Er erinnerte an die Ereignisse in
Prag 1968 und hielt es für fraglich, «ob diese Konferenz wirklich der
Sicherheit unddamit der Freiheit undUnabhängigkeit der europäischen
Völker dient, oder ob nicht unter dem Deckmantel dieser Konferenz
andersgeartete Ziele verfolgt werden» 47 Der Bundesrat teilte diese
Befürchtung indes nicht, sondern vertrat in seiner Antwort die Position,
«dass es keine Alternative zu einer Politik der Entspannung gibt» 48

Die eidgenössischen Räte haben den Fortgang des KSZE-Prozesses
und die Rolle der Schweiz in den nachfolgenden Jahren sowohl in den
Gremiensitzungen des Parlaments als auch im Rahmen der Parlamentarischen

Versammlung des Europaratsengagiert und kritischbegleitet.
Die Haltungen von Exekutive und Legislative waren dabei häufig
divergent. So kam es in der Sommersession 1972 im Nationalrat zu
einem heftigen Wortgefecht zwischen Walter Renschler, der dem
Bundesrat ein zu zögerliches Verhalten in der Konferenzfrage vorwarf, und

44 Fischer, Grenzen, op. cit., S. 83f.
45 BAR, E 2001 E), 1980/83, Bd. 137 Europäische Sicherheitskonferenz), Antwort des

Bundesrates auf die Interpellation Renschler vom 2. Juni 1969 betreffend die
Europäische Sicherheitskonferenz. Nationalrat, Sommer-Session 1970.

46 BAR, Antwort des Bundesrates auf die Interpellation Renschler.
47 BAR, Antwort des Bundesrates auf die Interpellation Renschler.
48 BAR, E 2001 E), 1980/83, Bd. 137 Europäische Sicherheitskonferenz), Antwort des

Bundesrates auf die Interpellation Hefti vom 26. November 1969 betreffend die
Europäische Sicherheitskonferenz. Ständerat, Sommer-Session 1970.
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richesse une légitimité fondée sur un acte de compensation morale qui
en permettait la conservation.18

En famille, les choses nese passèrent pas tout àfaitcomme Franconis
l’avait prévu. Avant que la postérité l’érige en modèle de vertu, son
testament doit sa publication au procès qui opposa son fils à sa fille,
instituée par son père héritière universelle.19 Le grand déballage qui s’en
suivit laisse un goût amer. Rancoeur d’un fils désireux de «faire quelque
figure dans le monde» se disant humilié par «l’austérité» dans laquelle
il a été élevéet par desdispositions testamentaires dont il estime qu’elles
le déshéritent. Mise en cause de la responsabilité – effective ou
imaginaire? – d’une belle-mère, Claire d’Ardouin de la Calmette, une réfugiée
du Midi protestant que Franconis avait épousée sur le tard,20 après la
mort de sa première femme,21 et qui fut obligée par la procédure de
détailler ses effets personnels alors que son époux avait explicitement
souhaité dans son testament lui éviter cette épreuve. Aigreur – réelle ou
simulée pour la circonstance? –du gendre au momentdedéclarer la liste
des présents reçus d’un beau-père qui, à l’en croire, sort tout droit de
L’Avare de Molière!

Les ordonnances somptuaires organisent les distinctions sociales

Est-ce à direqueGuillaumeFranconis avait su organiser la conservation
de sa fortune mieux que sa jouissance? Il n’est pas toujours facile de
démêler ce qui ressortit aux marchandises et ce qu’il utilise pour
luimême dans son inventaire après décès, mais son testament décrit un
train de maison qui ne manque pas d’une certaine opulence. Le conflit
qui l’oppose à son fils ressemble à ce que nous appellerions aujourd’hui
un conflit de génération. Lorsqu’il rédige son testament, Guillaume est
un homme âgé, qui s’inquiète de voir les temps changer et ses enfants
comme ses concitoyens céder aux nouvelles modes en oubliant ce à quoi
il a cru: qu’une position comme la sienne s’étaie sur une bienfaisance
fastueuse à l’égard de la cité. Jacques attend quant à lui que l’argent lui
permette de tenir son rang en lui apportant ce confort cossu qui sera le

18 Simon Schama, L’embarras de richesses: une interprétation de la culture hollandaise au
siècle d’or, trad. de l’anglais 1987), Paris, 1991, pp. 754–755.

19 Jacques Droin, Factums Judiciaires Genevois. Catalogue, Genève, 1988, pp. 129–131.
Cette affaire ne suscita pas moins de huit factums, un nombre particulièrement élevé.

20 AEG, E.C. Chêne-Bougeries, B.M. 1, p. 31, Guillaume Franconis épouse le 2 juin 1711
Claire, fille de feu Philippe d’Ardouin, de Nîmes. Philippe d’Ardouin, décédé en 1693,
était seigneur de la Calmette à Uzès; il avait épousé Marguerite Hugon en 1659.

21 Jeanne-MariePictet,décédée le 9 janvier1707, mentionne Mademoiselle de laCalmette,
qui l’assiste pendant sa maladie, dans son testament AEG, Jur. Civ. E11/205).
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Aussenminister Graber.49 Den Anlass bot ein Postulat Renschlers, in
dem der Bundesrat dazu aufgefordert wurde, sich nach Beginn der
Vorbereitungsgespräche für die Errichtung eines permanenten Sekretariats
der Europäischen Sicherheitskonferenz in der Schweiz einzusetzen. In
der Antwort des Bundesrates hiess es, diese Frage sei derzeit nicht
aktuell und der Bundesrat werde sich ihr zu gegebener Zeit widmen.50 Die
eigentliche Verhandlungsphase der KSZE von September 1973 bis Juli
1975 fand schliesslich in Genf statt.

Renschlers Position imVorfeldderSicherheitskonferenzwar jedoch
nicht repräsentativ für dieHaltung dereidgenössischen Räte. Mehrheitlich

begegneten sie – wie Ständerat Hefti – dem Konferenzprojekt
damals mit Zurückhaltung oder Ablehnung.51 Erst die Entwicklung der
nachfolgenden Jahre, die Ostverträge der Bundesrepublik Deutschland
mit der Sowjetunion, Polen undderTschechoslowakei, der Grundlagenvertrag

zwischen den beiden deutschen Staaten und das Viermächte-
Abkommen zwischen den USA, Frankreich, Grossbritannien und der
UdSSR über Berlin, liessen in der Schweiz und anderen westeuropäischen

Ländern die diesbezüglichen Befürchtungen schwinden. Auf
internationaler Ebene ebnete der Erfolg der Détente-Politik den Weg
zur Realisierung der KSZE. Die designierten Teilnehmerländer kamen
überein, in «Multilateralen Gesprächen» in Helsinki ab November 1972
über die organisatorischen und inhaltlichen Details der Sicherheitskonferenz

zu beraten.

Rundreise von EPD-Generalsekretär Thalmann durch Osteuropa

Im Vorfeld der Multilateralen Gespräche entwickelte die Schweiz eine
für ihre Verhältnisse ungewohnt intensive Besuchsdiplomatie durch
Bundesrat Graber und die Diplomaten des EPD.52 Die Eidgenossenschaft

verhielt sich insbesondere bei Auslandsreisen von Bundesräten
undSpitzenbeamten traditionell eher zurückhaltend. Noch in einer
Aufzeichnung des Politischen Departements aus dem Jahre 1966 hatte es

hierzu geheissen: «Der Schweizer hat einen Horror vor allzu beweglichen

Leuten und vor politischem Geschwätz; auch lässt er sich nicht

49 Breitenmoser, op. cit., S. 113ff.
50 BAR, E 2001 E-01, 1982/58, Bd. 100 Europäische Sicherheitskonferenz), Postulat

Renschler vom 13. März 1972. Europäische Sicherheitskonferenz.Entwurf derAntwort
des Bundesrates.

51 Fischer, Grenzen, op. cit., S. 93.
52 Für eine Auflistung der diplomatischen Kontakte vgl. Breitenmoser, op.cit., S. 119, FN

316.
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gerne Sand in die Augen streuen. Bleiben wir also bei unserer diskreten
und seriösen Diplomatie, und diese eignet sich nicht für spektakuläre
Besuchsreisen.» 53 Die multilaterale Konferenzdiplomatie liess eine
solche Abstinenz der Schweiz nun jedoch nicht mehr zu. Neben den
regelmässigen Kontakten mit Österreich reiste der Generalsekretär des
EPD, Ernesto Thalmann, im Januar 1972 zu Konsultationen mit den
übrigen neutralen Staaten zur Vorbereitung der KSZE nach Stockholm
und Helsinki.54 Im Juni und Juli 1972 besuchte Botschafter Thalmann
mit der Tschechoslowakei, Polen, Ungarn, Rumänien Bulgarien und –
dem blockfreien - Jugoslawien sechs osteuropäische Staaten. Die Ziele
dieser «offensive de charme»55 Berns bestanden darin, nähere Informationen

über die Haltung der östlichen Länder zum Konferenzprojekt zu
erhalten und insbesondere für den Schweizer Vorschlag zur Schaffung
eines Systems der friedlichen Streiterledigung zu werben.56

In diesem Zusammenhang ist inder Literatur der Hinweis zu finden,
dass die Sowjetunion nicht zum Reiseprogramm des EPD-
Generalsekretärs gehört hat und daraus gefolgert worden, man habe sich in Bern
hochrangige diplomatische Kontakte mit Moskau zu jener Zeit
vielleicht noch nicht zugetraut.57 Dieser Eindruck ist jedoch zu korrigieren.
Bereits im Februar 1971 war nämlich Thalmanns Vorgänger im Amt
des EPD-Generalsekretärs, Pierre Micheli, zu Konsultationen über das
Konferenzprojekt in die sowjetische Hauptstadt gereist.58 Dieses
Vorgehen war aus zwei Gründen sinnvoll. Erstens war die Sowjetunion die
Initiatorin des Konferenzprojekts gewesen und konnte im Lichte der
Kontakte der Schweiz mit Vertretern westlicher Staatenzur KSZEauch
neutralitätspolitisch nicht einfach übergangen werden. Zudem hatte
zweitens die Niederschlagung des Prager Frühlings 1968 generell
gezeigt, dass alle Wege der Entspannung über Moskau liefen und eine
Umgehung der Sowjetunion im Verhältnis zu den östlichen Satellitenstaaten

nicht sinnvoll war.

53 Diplomatische Dokumente der Schweiz DDS), Bd. 23, Nr. 164: Notiz des Stellvertre¬
ters des Chefs der Abteilung für Politische Angelegenheiten des Politischen Departements,

A. Janner, 12. September 1966, S. 382.
54 BAR, E 2001 E-01, 198258, Bd. 99 Europäische Sicherheitskonferenz), Aufzeichnung

über den Besuch Generalsekretär Thalmanns in Stockholm und Helsinki, 24./25.1.1972.
55 Renk, op. cit., S. 31.
56 BAR, E 2001 E-01, 1983/58, Bd. 103 Handakten Thalmann), Voyage du secrétaire

général du Département Politique Fédéral dans six pays de l’Europe de l’Est en juin et
juillet 1972.

57 Renk, op. cit., S. 32.
58 Archiv für Zeitgeschichte der ETH Zürich AfZ), NL Pierre Micheli, Ambassade de

Suisse en URSS. Entretiens à Moscou duSecrétaire général du Département, 1.2.1971.
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Nach dem Besuch Botschafter Michelis Anfang 1971 in Moskau
erwartete das EPD nun zunächst den Gegenbesuch der sowjetischen Seite
in Bern und nahm die Hauptstadt der UdSSR entsprechend nicht in ihr
Besuchsprogramm vom Sommer 1972 auf. Das Verhalten der Schweiz
scheint in Moskau gleichwohl zu Verstimmung geführt zu haben, zumindest

verlief der Gegenbesuch des sowjetischen Vizeaussenministers
Anatoli Kowalow im November 1972 in Bern in gespannter
Atmosphäre. Mit unverkennbarer Herablassung kommentierte Kowalow den
Vorschlag der Schweiz für ein System der friedlichen Streiterledigung:
«La Suisse neutre, non-membre de l’ONU et qui fait son entrée sur la
scène politique à la faveur de la CSCE est mal placée pour faire une
proposition qui sera très controversée.» 59 Obwohl Moskau im Vorfeld
der KSZE – in propagandistischer Absicht - stets die Bedeutung der
neutralen Staaten betont hatte, war ihnen von sowjetischer Seite wohl
nur eine passive Rolle zugedacht gewesen. Diese Einschätzung der
Moskauer Führung sollte sich – wie auch andere ihrer Erwartungen an
die KSZE – später jedoch nicht erfüllen.

Weitere Berichte des EPD im Vorfeld der Multilateralen Gespräche

Im Juni 1972 verabschiedete die Arbeitsgruppe des EPD einen weiteren

Bericht, der sich im Lichte der Entwicklungen seit dem ersten
Bericht von 1970 nun mit der Haltung der Schweiz im Hinblick auf die
geplanten Multilateralen Gespräche in Helsinki beschäftigte. Darin
wurden insbesondere Argumente für das eigene Projekt zur Errichtung
eines Systems der friedlichen Streiterledigung aufgezählt. Dieses stelle
nicht nur die logische Fortführung vom Prinzip desGewaltverzichts dar,
sondern sei auch mit der Neutralität vereinbar, trage den Interessen der
kleineren gegenüber den grösseren Staaten Rechnung, unterstreiche
den Vorrang des Rechts in den internationalen Beziehungen und
erneuere zudem eine Tradition der schweizerischen Aussenpolitik aus der
ersten Hälftedes 20. Jahrhunderts.60DerBerichtging auchauf den
westlichen Vorschlag ein, im Rahmen der Konferenz menschenrechtliche
Themen zu behandeln. Die Schweiz begrüsste zwar die Initiative der
NATO-Staaten, sah hinsichtlich der Neutralität jedoch Zurückhaltung

59 BAR, E 2001 E), 1982/58, Bd. 101 Europäische Sicherheitskonferenz), Résumé des
entretiens des 2 et 3 novembre 1972 entre le Secrétaire général du DPF et M. Kovalev,
vice-ministre soviétique des AE. Position de l’URSS sur la CSCE, 7 novembre 1972.

60 BAR, E 2001 E-01, 1982/58,Bd. 100 Europäische Sicherheitskonferenz), Résumé de la
position de la Suisse sur les divers problèmes soulevés par la Conférence sur la securité
et la cooperation en Europe, 20.6.1972.
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in dieser Frage geboten. Wie sich im Verlauf des KSZE-Prozesses
jedoch zeigen sollte, gaben die Berner Diplomaten diese Zurückhaltung
später mehr und mehr auf und unterstützten – teilweise in Zusammenarbeit

mit den USA61 - westliche Positionen zum Schutz der Menschenrechte.

Die Arbeitsgruppe des EPD kam in ihrem neuen Bericht zu dem
Schluss, dass «la Conférence de sécurité sera inévitablement une
confrontation pacifique des conceptions divergentes de l’Est et l’Ouest» 62

Anfang November 1972 wurde schliesslich der Abschlussbericht
des EPD «La Suisse et la Conférence sur la sécurité at la coopération en
Europe» fertiggestellt, auf dessen Grundlage der Bundesrat in seiner
Sitzung am 8. November des Jahres der Teilnahme der Schweiz an den
Multilateralen Gesprächen in Helsinki zustimmte.63 Das Ziel der
Schweiz war «ni une pré-conférence qui viderait la CSCE de sa
substance, ni une simple formalitéqui laisserait entièrement à laconférence
principale la tâche d’engager les discussions de substance» 64 Die eigene
Handlungs- und Entscheidungsfreiheit sollte mit Blick auf die weitere
Entwicklung des Konferenzprojekts gewahrt bleiben, gleichzeitig aber
auch Klarheit über die Formalitäten und Abläufe der möglichen
Hauptkonferenz im Anschluss herbeigeführt werden. Die Schweiz solle sich
an den Gesprächen beteiligen «de manière constructive» 65

Bericht des Militärdepartements zu KSZE und MBFR

Neben dem EPD beschäftigte sich auch das Eidgenössische
Militärdepartement EMD) mit den sicherheitspolitischen Aspekten der
geplanten Konferenz. Eine vertrauliche Studie des Militärdepartements
unter dem Titel «KSZE-MBFR. Schweizerische militärpolitische und
militärstrategische Überlegungen» wurde allerdings erst Anfang
Dezember 1972 – also nach Beginn der Multilateralen Gespräche -
fertiggestellt. Als oberstes Ziel der Schweiz wurde darin die «Sicherheit vor
äusserer Gewalt im Kontext der Unabhängigkeit»66 definiert. Mit dem

61 Vgl. Philip Rosin, «Annäherung im Zeichen von multilateraler Entspannungsdiploma¬
tie und Menschenrechtspolitik. Der KSZE-Prozess und die Entwicklung der schweize-risch-

amerikanischen Beziehungen von Helsinki bis Madrid 1972–1983» in: Traverse
2/2009, S. 85–98 Themenheft Schweiz–USA im kalten Krieg).

62 BAR, Résumé de la position de la Suisse.
63 Breitenmoser, op. cit., S. 119.
64 BAR, E 2001 E-01, 1983/58, Bd. 103 Handakten Thalmann), Département Politique

Fédéral.La Suisseet laConférencesur la sécurité et lacoopérationen Europe,1.11.1972.
65 BAR, La Suisse et la Conférence sur la sécurité et la coopération en Europe.
66 BAR, E 2001 E-01, 1982/58, Bd. 101 Europäische Sicherheitskonferenz),

KSZEMBFR. Schweizerische militärpolitische und militärstrategische Überlegungen, 1.12.
1972.
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Verweis auf die Unabhängigkeit wurde indirekt auf die Staatsmaxime
der Neutralität verwiesen. Die Projekte KSZE und MBFR begrüsste
man insofern, als sie der Schweiz die Möglichkeit zur aktiven Mitwirkung

an der Europäischen Sicherheit eröffnen könnten. Im Zusammenhang

mit der KSZE wurde dabei insbesondere die Erarbeitung von
Vorschlägen zum Bereich der sogenannten Vertrauensbildenden Massnahmen

hervorgehoben. Durch einen besseren Informationsaustausch und
genauere Kenntnis der jeweiligen Fähigkeiten und Intentionen sollte
das Risiko einer Eskalation verringert werden. Skeptisch beurteilte das
EMD mit Verweis auf die bewaffnete Neutralität hingegen die Initiative

zu Abrüstungsverhandlungen, denn «[e]in Abbau der militärischen
Anstrengungen kommt für die Schweiz mindestens vorderhand nicht in
Frage» 67 Das EMD befürchtete durch die Détente darüber hinaus
negative Konsequenzen für die eigene Rüstungspolitik, der durch
entsprechende Propaganda vorzubeugen sei: «Das Zusammentreten der
Sicherheitskonferenz dürfte in der Öffentlichkeit Hoffnungen auf eine
rasche Entspannung der internationalen Lage wecken. Es wird
dementsprechend schwererfallen, das Verständnis fürunsere Wehranstrengungen

aufrecht zu erhalten. Dieser Entwicklung gilt es durch eine umfassende

Information der Öffentlichkeit rechtzeitig entgegenzuwirken.»68

Insgesamt befürwortete das Militärdepartement die nichtmilitärischen
Komponenten der Entspannungspolitik und wollte die Vertrauensbildenden

Massnahmen im Rahmen der KSZE fördern, wohingegen
alle Schritte in Richtung auf Abrüstung und Truppenreduktion abgelehnt

wurden.
Das EMD scheint auf die Konsequenzen der Détente für die helvetische

Aussen- und Sicherheitspolitik nicht richtig vorbereitet gewesen
zu sein. Zumindest wurde die Studie, die die Unterschrift des
Generalstabschefs - Oberstkorpskommandant Vischer - trägt, nicht auf dem
normalen Dienstweg, sondern mit externer Hilfe erstellt. In einem
Schreiben vom 26. April 1972 wandte sich Generalstabschef Vischer an
den Sicherheitsexperten und späteren Stabschef für Operative Schulung,

Dr. Gustav Däniker junior.69 Vischer bezog sich darin auf ein
persönliches Gespräch mitDäniker vom 19. April 1972. Der Arbeitsauftrag
des Generalstabschefs lautete folgendermassen: «Sie übernehmen die
Ausarbeitung einer Studie über die militärpolitischen Auswirkungen
einer Europäischen Sicherheitskonferenz für die Schweiz. Diese Studie

67 BAR, KSZE-MBFR.
68 BAR, KSZE-MBFR.
69 Vgl. Hans Senn, «Gustav Däniker» in: Historisches Lexikon der Schweiz, Bd. 3, S. 578.
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dient als Grundlage für meine Stellungnahme zu diesem Problemkreis
zuhanden des Chefs EMD.» 70 Ein erster Entwurf sollte bis Ende Juni
1972 vorgelegt werden. Am 11. August 1972 fand in Bern eine Besprechung

statt, in der über Dänikers Entwurf beraten wurde. Neben
Vertretern des EMD nahmen Edouard Brunner vom EPD und wohl auch
der Zürcher Politikprofessor Daniel Frei daran teil.71 Wie sich einer
kurzen Aktennotiz entnehmen lässt, wurde von den Teilnehmern der
Sitzung ein «deutlicheres Hervorheben der Argumente zugunsten
unserer Teilnahme an der KSZE»72 empfohlen. Der überarbeitete
EMDBericht vom 1. Dezember 1972 enthält diesbezüglich den Hinweis, die
KSZE böte «unter Umständen die Möglichkeit, an [der europäischen]
Sicherheit mitzuwirken. […] Gerade die Risiken, die mit einer Beteiligung

verbunden sind, sollten uns zu einer besonderen, wenn auch
vorsichtig bemessenen Anstrengung führen» 73 Enthusiasmus für das
Konferenzprojekt kommt in dieser Formulierung nicht zum Ausdruck. Wie
sich insgesamt zeigt, war die Skepsis im EMD ausgeprägter als im EPD.
Allerdings hatten sich die Diplomaten des Politischen Departements
auch bereits seit 1969 intensiv mit dem Konferenzprojekt beschäftigt,
und waren so nach und nach zu einer positiveren Einschätzung gelangt.

«Die Schweiz in der Staatenwelt»

Die europäischen und globalen Veränderungen seit den sechziger Jahren

stellten die Schweiz vor neue Herausforderungen, so dass die
Entscheidungsprozesse im Zusammenhang mit der KSZE abschliessend in
den zeithistorischen Gesamtkontext einzubetten sind. Dabei wird deutlich,

dass das Konferenzprojekt der helvetischen Diplomatie, die sich
zunehmend in einer Sackgasse befand, gleich mehrere Chancen eröffnete,

denn bislang bewährte Strategien wie Bipolarismus und Aussen-

70 AfZ, NL Gustav Däniker jun., Brief Vischer an Däniker, Studie über die militärpoliti¬
schen Auswirkungen einer Europäischen Sicherheitskonferenz für die Schweiz,
26.4.1972; für die Ausarbeitung des ersten Entwurfs erhielt Däniker ein Honorar von
20 000 Franken, für die Überarbeitung wurde zusätzlich ein Betrag von 5000 bis 10 000
Franken veranschlagt.

71 In der Teilnehmerliste ist von «Prof. Dr. D. Frey» die Rede, wobei es sich um einen
Schreibfehler handeln dürfte.

72 AFZ, NL Däniker jun., Aktennotiz betr. Besprechung des Entwurfs vom 22.6.72 der
Studie KSZE-MBFR. Schweizerische militärpolitische und militärstrategische
Überlegungen vom 11.8.72, Stab der Gruppe für Generalstabsdienste/Unterstabschef Front.

73 BAR, KSZE-MBFR.
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handelspolitik «versagten zunehmend vor den neuen aussenpolitischen
Herausforderungen» 74

Für die Schweiz bot die KSZE die Möglichkeit, ihre bisher nur
gering ausgeprägten politischen und wirtschaftlichen Kontakte nach
Osteuropa zu intensivieren. Wie sich der Arbeit von Daniel Neval
entnehmen lässt, waren diese Beziehungen bis dahin «kühl [.] und von
gegenseitigem Misstrauen gekennzeichnet» 75 gewesen. Der Besuch von
Generalsekretär Thalmann in sechs osteuropäischen Ländern im Sommer

1972 verdeutlicht indiesem Zusammenhang denWillen der Schweiz
zu einer gesamteuropäischen Politik. Bereits im Februar 1971 hatte der
Bundesrat zudem eine «neue Osthandelspolitik» lanciert, und bis zum
Jahr 1975 schloss die Schweiz umfassende Wirtschaftsverträge mit allen
Staaten des Ostblocks ab.76 Darüber hinaus musste die Schweiz als
neutrales Land immer auch um eine gewisse Ausgewogenheit ihrer
diplomatischen Beziehungen bemüht sein. Im Sommer 1972 war das
Freihandelsabkommen mit den EWG-Staaten vereinbart worden, was
in Moskau zu Kritik Anlass gab. Die Teilnahme der Schweiz an der
KSZE, die von der Sowjetunion angestossen worden war, bot in diesem
Zusammenhang somit die Möglichkeit eines diplomatischen Ausgleichs
zwischen Ost und West. In diesem Sinne äusserte sich auch Bundesrat
Graber in einer Redeam 1.Oktober1972 in Interlaken:«Pour l’équilibre
de notre politique européenne, il est bien que l’ouverture de la Suisse
vers l’Europe occidentale s’accompagne d’une ouverture en direction
de l’Europe entière.»77

Im Gesamtkontext der Aussenpolitik stellte die spätere aktive Rolle
der Schweiz in der KSZE nicht zuletzt auch eine Art Ersatz sowohl für
die Nichtmitgliedschaft in der UNO als auch in der EWG dar.
Insbesondere in der Europapolitik eröffneten sich durch die KSZE neue
Perspektiven jenseits der europäischen Institutionen. Das war auch
notwendig, denn mit der Unterzeichnung des Freihandelsabkommens
hatte man «das wichtigste Ziel»78 der schweizerischen Europapolitik be-

74 Jakob Tanner, Grundlinien der schweizerischen Aussenpolitik seit 1945, Bern 1993, S. 9
Arbeitspapiere der schweizerischen Friedensstiftung 16); vgl. auch Peter Hug, «Der

gebremste Aufbruch. Zur Aussenpolitik der Schweiz in den 60er Jahren» in: Mario
König, Georg Kreis, Franziska Meister u.a. Hg.), Dynamisierung und Umbau. Die
Schweiz in den 60er und 70er Jahren, Zürich 1998, S. 95–114.

75 Daniel Alexander Neval, «Mit Atombomben bis nach Moskau» Gegenseitige Wahr¬
nehmung der Schweiz und des Ostblocks im Kalten Krieg 1945–1968, Zürich2003, S. 623.

76 Hug, op. cit., S. 103.
77 BAR, E 2001 E-01, 1983/58, Bd. 102 Handakten Thalmann), «Bilan d’une politique

extérieure active» Discours prononcé par le Chef du Département Politique Fédéral à
Interlaken le 1er octobre 1972 devant le Congrès annuel du Parti Socialiste Suisse.

78 Freiburghaus, op. cit., S. 154.
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reits erreicht. Mit der zunehmenden Dominanz der EWG in
Integrationsfragen und den Überlegungen zu ihrer Erweiterung und Vertiefung79
musste sich die Eidgenossenschaft zudem nach neuen Handlungsmöglichkeiten

zur Mitwirkung am «Europäisierungsprozess»80 umsehen.
Für einen aufstrebenden Diplomaten wie Edouard Brunner bestimmte
fortan die KSZE das politische Denken. Europapolitik bedeutete
primär KSZE-Politik. So betonte Brunner, dass die KSZE es der Schweiz
ermöglicht habe, «de mettre sur pieds une politique européenne, une
politique pleine d’idées et d’initiatives» 81 Umgekehrt resultierte aus
dieser Haltung heraus in den folgenden Jahren jedoch vielleicht auch
ein Mangel an Innovation oder Interesse mit Blick auf das Verhältnis
der Schweiz zur Europäischen Gemeinschaft EG), so dass mit dem
Ende des Ost-West-Konflikts der bisherigen Konzeption der Boden
entzogenwarund eine intensive und kontroverse Debatte überdieHaltung
der Eidgenossenschaft zur EG einsetzte. Die KSZE trug zudem dazu
bei, dass sich die helvetische Diplomatie stärker auf politische Fragen
konzentrierte, und «sich zusehends von der Aussenwirtschaftspolitik,
von der sie bis dahin überschattet worden war, zu lösen» begann.82

Wirtschaftspolitische Aspekte wie die Intensivierung der Handelsbeziehungen

mit Osteuropa spielten im Vorfeld und später in den Verhandlungen

zu Korb II derSchlussakte zwareine Rolle, waren jedochnicht mehr
dominant. Im Mittelpunkt standen vielmehr die Schaffung eines
Systems der friedlichen Streiterledigung und die Annerkennung der
Neutralität als politische Willenserklärung insbesondere durch die beiden
Supermächte. Auf längere Sicht führte die Mitwirkung an der KSZE
darüber hinaus zu einer aktiveren Menschenrechtspolitik der Schweiz.

Die Diskussion über die Europäische Sicherheitskonferenz und die
Teilnahme Berns an der KSZE war wichtiger Bestandteil eines sichnach
und nach herausbildenden aktiveren und dynamischeren Kurses in der
Aussenpolitik.83 Die helvetische Diplomatie reagierte damit auf
innenpolitische Kritik an einer zunehmenden Isolation und Stagnation des
Landes in der internationalen Politik.84 Dem Wunsch nach grösserer
Mitsprache in den europäischen Angelegenheiten entsprach dabei auf

79 Vgl. Daniel Möckli,EuropeanForeignPolicyduring theColdWar.Heath,Brandt,
Pompidou and the dream of political unity, London / New York 2009.

80 Vgl. allgemein. Gees, op. cit.
81 Edouard Brunner, Lambris dorés et coulisses. Souvenirs d’un diplomate, Genève 2001,

S. 53.
82 Elisabeth R. Glas, Aufbruch der Schweiz in die multilaterale Welt. Die schweizerische

Aussenpolitik 1965–1977, Lizentiatsarbeit Zürich 1999 unveröffentlicht), S. 121.
83 Fischer, Grenzen, op. cit., S. 17f.
84 Hug, op. cit., S. 111f.
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globaler Ebene die Diskussion über einen Beitritt der Schweiz zu den
Vereinten Nationen. In der Sicherheitspolitik wurde der Wandel mit
dem «Bericht des Bundesrates an die Bundesversammlung über die
Sicherheitspolitik der Schweiz» vom Juni 1973 vollzogen. Der Bericht
stellte die «erste offizielle sicherheitspolitische Gesamtstrategie»85 des
Landes dar und betonte neben dem Festhalten an Neutralität und
Unabhängigkeit des Landes immerhin auch die Absicht, aktiv an der
Bewahrung des Friedens und der internationalen Sicherheit mitzuwirken.

86 Dass damit auch ein Signal gegenüber dem Ausland verbunden
war, zeigt sich daran, dass zu Beginn der Genfer KSZE-Verhandlungen
den Delegationenaller Teilnehmerländer ein Exemplardes Sicherheitsberichts

überreicht wurde.87

In dem «Bericht des Bundesrates an die Bundesversammlung über
die Richtlinien der Regierungspolitik 1971–1975» vom 13. März 1972
wurde im Kapitel «Die Schweiz in der Staatenwelt» einerseits auf die
Bedeutung der Neutralität verwiesen, andererseits aber auch der Wille
zur aussenpolitischen Öffnung betont: «Die Interdependenz auf allen
Gebieten ist eine Tatsache unserer Zeit.» Aus diesem Grund «wird die
Schweiz in drei verschiedenen Richtungen eine Öffnung ins Auge fassen

müssen: gegenüber Europa, gegenüber den Vereinten Nationen
sowie gegenüber der Dritten Welt» 88

Fazit

Für die Aussenpolitik der Schweiz bestanden gegen Ende der sechziger
Jahre deutlich bessere internationale Rahmenbedingungen als noch zu
Beginn des Jahrzehnts. Während sich der Bundesrat im Sommer 1961
sogar mit den möglichen Auswirkungen eines Atomkrieges zwischen
den Supermächten auf die Schweiz beschäftigte,89 ging es im Zeitraum
1969 bis 1972 um die Perspektiven derEntspannung.Das EPD reagierte
jedoch mit Zurückhaltung auf den Vorschlag einer Europäischen
Sicherheitskonferenz. Grundbedingungen für eine allfällige Teilnahme

85 Kurt R. Spillman, Andreas Wenger, Christoph Breitenmoser Hg.), Schweizer Sicher¬
heitspolitik seit 1945, Zürich 2001, S. 111.

86 Vgl.Berichtdes Bundesratesan dieBundesversammlung über die Sicherheitspolitik der
Schweiz Konzeption der Gesamtverteidigung), 27. Juni 1973.

87 Persönliches Gespräch mit dem ehemaligen schweizerischen KSZE-Delegations¬
mitglied Dr. Hans-Jörg Renk.

88 Bericht des Bundesrates an die Bundesversammlung über die Richtlinien der Regie¬
rungspolitik 1971–1975, 13. März 1972, S. 14f.

89 DDS, Bd. 22, Nr. 9: Conseil Fédéral. Procès-verbal interne de la 63e séance du 15 sep¬
tembre 1961, S. 21ff.
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waren aus Sicht der Schweiz die Vereinbarkeit mit der Neutralität und
die Teilnahme der USA zur Wahrung des Mächtegleichgewichts in
Europa. Die Berner Diplomaten bewerten die Entspannungspolitik
zunächst mit Skepsis, wie sich in Gesprächen mit der österreichischen
Regierung zeigte. Im Dezember 1969 setzte das EPD eine interne
Arbeitsgruppe unter der Leitung von Rechtsberater Rudolf Bindschedler
ein, die im Juli 1970 einen umfassenden Bericht vorlegte. Darin wurde
dieTeilnahme der Schweiz aneiner Europäischen Sicherheitskonferenz
insgesamt befürwortet und als Ziele die Anerkennung der Neutralität
und die Ausarbeitung eines Verfahrens zur friedlichen Streiterledigung
benannt. Der Bericht der Arbeitsgruppe bildete auch die Grundlage für
die innenpolitische Diskussion. In der Sommersession 1970 musste
Bundesrat Graber als Antwort auf zwei Interpellationen erstmals
gegenüber den eidgenössischen Räten zum Konferenzprojekt Stellung
beziehen. Wie den Entscheidungsträgern in Bern zunehmend bewusst
wurde, lageine Teilnahme im ureigenen Interesse derSchweiz. Insofern
bestätigt sich im Zusammenhang mit der KSZE die These von Hans
Ulrich Jost, wonach sich «[d]as Kriterium der Nützlichkeit, […] je mehr
man die Analyse der Aussenpolitik der Nachkriegszeit vertieft, als das
entscheidende Argument erweist» 90

Die Beteiligung an der KSZE hatte für die Schweiz mehrere
Vorteile. Sie konnte ihre politischen und wirtschaftlichen Kontakte nach
Osteuropa intensivieren und so gleichzeitig dem Vorwurf einer zu starken

Ausrichtung auf die EWG entgegenwirken. Darüber hinaus kam
der KSZE auch eine Ersatzfunktion für die Nichtmitgliedschaft in der
UNO und in der EWG zu. Wie sich im Verlauf der siebziger Jahre
zeigen sollte, bot die KSZE der Schweiz insgesamt die Möglichkeit, «ihre
Auffassungen von Menschenrechten, Frieden und Sicherheit in Europa
mit einer Wirksamkeit darzulegen, die sie mit herkömmlichen diplomatischen

Mitteln kaum je erreicht hätte» 91

90 Hans Ulrich Jost, Europa und die Schweiz 1945–1990. Europarat, Supranationalität und
schweizerische Unabhängigkeit,Zürich 1999, S. 150 Schweizer Beiträge zur internationalen

Geschichte 2).
91 Daniel Frei, Schweizerische Aussenpolitik, Zürich 1983, S. 40.

SZG/RSH/RSS 62, 2012, Nr. 1 135



luxe du siècle naissant. Mais quand son père lui rétorque que les
carrosses sont superflus et lui demande de se contenter, comme il l’a fait
lui-même, d’une «calèche à deux roues» ne sommes-nous pas induits en
erreur?

A Genève à cette époque, leschaises roulantes tirées par un cheval)
ne sont en réalité pas plus autorisées que les carrosses, sauf aux
personnes incommodées et pour se rendre à la campagne.22 Franconis
possède aussi deux chaises à porteur, tolérées seulement pour le même
usage.Or, le conseiller a étémis à l’amendepour avoir utilisé«une chaise
et un carrosse» lors de son second mariage.23 Sans doute a-t-il payé de
bon gré les cinq écus24 fixés pour cette infraction, une somme qui ne
représente pas grand-chose par rapport au niveau de vie de notre
marchand-banquier: les lois somptuaires prévoient, pour une personne
de sa condition, une dépense maximale d’un écu et demi par personne
invitée au repas de noces, à raison de vingt-quatre convives au plus.25

C’est la seule convocation de Guillaume Franconis devant la Chambre
de la réformation dont un registre ait gardé la trace,26 mais ce n’est pas
la seule libertéqu’il a priseavec la loiet avec cet esprit d’austérité qu’elle
est censée faire régner.

Arborer un manteau écarlate, cette couleur issue d’une teinture
coûteuse, et recouvrir de même son cheval, ou revêtir un autre manteau
en soie noire et mettre à son cheval une housse de velours, cela n’est pas

faire oeuvre de modestie.27 Son propre portrait garni de diamants,
certainement une miniature, et la bague ornée d’une émeraude et de
sept diamants que Franconis a offerte à son épouse pour leur mariage,28

22 Ordonnances somptuaires de la République de Genève, 1711, art, VI, et 1722, art. VI.
Plainpalais, où Franconis possède une maison, n’est pas assimilé à la campagne, cf.
Corinne Walker, «Les pratiques de la richesse: riches Genevois au XVIIIe siècle» in:
Etre riche au siècle de Voltaire, études réunies et présentées par Jacques Berchtold et
Michel Porret, Genève, 1996, p. 147. Sur les équipages utilisés en ville par les riches
genevois, cf. Walker 2009, pp. 36–40.

23 AEG, Jur. Pen.J/2, fol.76v.,15 juin 1711. Un grand merci à Corinne Walker dem’avoir
signalé cette source.

24 Le registreexprime le montantde l’amende en«bajoire» monnaie d’argent qu’on trouve
aussi orthographiée«bageoire» dans certains actes genevois, eten florins:Franconispaie
quatre bajoires, qui font cinquante-deux florins six sols, soit les cinq écus prévus par
l’article XVIIIdes Ordonnances publiées en janvier 1711 trois écuspour le carrosse et
deux pour la chaise).

25 Ordonnances 1711, art. XIX.
26 Lesseuls registres conservés de la Chambrede la réformation,organe laïque, répétons-le,

chargé de faire respecter les ordonnances somptuaires, concernent les années 1646 à
1658, 1710 à 1722 et 1724 à 1744.

27 AEG, Arch. de famille, 1re série, Franconis, vol. IV, Inventaire de Guillaume Franconis,
pp. 3, 4 et 49.

28 La première femme de Franconis, Jeanne-Marie Pictet, avait reçu une bague similaire,
ornéed’uneémeraude et de deux diamants ovales, qu’elle avait léguée à sa soeur AEG,

10 Danielle Buyssens Rousseau citoyen d’une ville où le luxe est en débat
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Die aktuelle Finanz- und Wirtschaftskrise
aus historischer Perspektive

Tobias Straumann

Vom amerikanischen Schriftsteller Mark Twain 1835–1910) stammt
der Ausspruch,dieGeschichtewiederhole sich nicht, aber siereime sich.
Vermutlich hatte er politische Ereignisse im Auge, doch für die
Geschichte der Finanz- und Wirtschaftskrisen ist seine Beobachtung
ebenso zutreffend. Vieles, was sich heute auf den Finanzmärkten
abspielt, hat sich in der einen oder anderen Form schon einmal ereignet.
Carmen Reinhart und Kenneth Rogoff, die das beste Buch über die
Geschichte der Finanzkrisen geschrieben haben, sind sogar der Meinung,
dasssich die Grundmuster seitdemSpätmittelalternicht wesentlich
verändert haben.1

Eine Krise der Vergangenheit sticht dabei besonders heraus: die
Grosse Depression der 1930er Jahre. Ohne zu übertreiben darf man
behaupten, dass sie bisherder schlimmste Einbruch der modernen
Wirtschaftsgeschichte gewesen ist. Deshalbfragen sichviele, ob sich die
wirtschaftliche Katastrophe der 1930er Jahrebaldwiederholen wird. Bis vor
kurzem konnte man als Wirtschaftshistoriker mit ruhigem Gewissen
eine verneinende Antwort geben, denn die Zentralbanken und
Regierungen hatten 2009 entschlossen auf den Konjunktureinbruch reagiert.
Seit dem Ausbruch der europäischen Krise im Mai 2010 herrscht
hingegen grosse Sorge. Schon heute, am Jahresende 2011, zeigen sich in
Südeuropa und Irland Tendenzen, die an die Verhältnisse der 1930er
Jahre erinnern.

1 Carmen Reinhart, Kenneth Rogoff, This Time Is Different: Eight Centuries of Financial
Folly, Princeton University Press, 2009. Immer noch lesenswert ist das Standardwerk
von Charles Kindleberger, Manias, Panics, and Crashes: A History of Financial Crises,
New York 1978.
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Ende 2011 betrug die offizielle Arbeitslosigkeit in Spanien 23
Prozent, in Griechenland etwa 20 Prozent, in Irland 14, in Portugal 13 und
in Italien 8,5 Prozent. Die Jugendarbeitslosigkeit ist zum Teil sogar
doppelt so hoch, und die Tendenz ist steigend, weil sich das Wachstum
der europäischen Wirtschaft in der zweiten Jahreshälfte 2011 verlangsamt

hat.2 Zudem ist das europäische Bankensystem ohne die Hilfe der
Europäischen Zentralbank EZB) nicht mehr lebensfähig. Zuletzt hat
die EZB im Dezember 2011 die Liquiditätsversorgung massiv
ausgeweitet, um Engpässe im Zahlungssystem zu verhindern.3 Und schliesslich

wären ohne die Hilfe der EZB nun auch Italien und Spanien – nach
Griechenland, Irland und Portugal – zahlungsunfähig geworden. Seit
Monaten kauft die EZB regelmässig italienische und spanische
Staatsanleihen am Markt auf, um zu verhindern, dass deren Kurse zu tief
sinken. Denn je tiefer die Kurse fallen, desto höher steigen die
Risikoprämien, welche Italien und Spanien bezahlen müssen, wenn sie neue
Schulden aufnehmen. Wenn diese Prämien über eine längere Zeit zu
hoch sind, sind Italien und Spanien nicht mehr in der Lage, neues Geld
zu vernünftigen Konditionen zu bekommen.

Die Finanzkrise von 1931

Zu Beginn des Jahres 2012 hat sich die Lage in Folge der grossen
Liquiditätsspritze der EZB etwas entspannt. Die Risikoprämien der
italienischen und spanischen Staatsanleihen sind spürbar gesunken. Manche
sehen deswegen bereits den Höhepunkt der Krise überschritten. Dieser
Optimismus ist nicht nachvollziehbar. Die Krise hat strukturelle
Gründe, und dafür ist der Blick in die Vergangenheit hilfreich.4

Irland und die südeuropäischen Länder befinden sich in einem
Teufelskreis, der sich direkt mit den Verhältnissen in den 1930er Jahren
vergleichen lässt. Auch damals verstärkten sich auf gefährliche Weise
Banken-,Schulden-und Währungsprobleme. Vor allem die europäische
Finanzkrise von 1931, welche die weltweite Rezession in eine Depression

verwandelte, taucht als Schreckgespenst immer wieder in den
Diskussionenauf.Manbezeichnet das Jahr 1931 deshalb oft auch als «annus
terribilis»

2 http://epp.eurostat.ec.europa.eu/cache/ITY_PUBLIC/3-30112011-BP/DE/3-
30112011-BP-DE.PDF

3 http://www.ecb.europa.eu/press/pr/date/2011/html/pr111208_1.en.html
4 Vgl. die im Oktober 2010 eingeführte Rubrik «The past mirror: notes, survey, debates»

der Financial History Review.Vonbesonderem Interesse ist Michael Bordound Harold
James, «TheGreatDepressionAnalogy» Financial History Review 17 2010), S. 127–140.
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Anders als heute bildete damals nicht Südeuropa, sondern
Mitteleuropa das Zentrum der Krise.5 Im Mai 1931 brach die Credit-Anstalt,
die grösste Geschäftsbank Österreichs, zusammen.6 Der Kollaps hatte
eine destabilisierende Wirkung auf das europäische Finanzsystem, da
die Credit-Anstalt, welche die angesehene Familie Rothschild zu ihren
Aktionären zählte, viele internationale Banken als Kunden besass.7 Nur
zwei Monate nach dem Wiener Crash kam es in Deutschland zu einer
Banken-und Schuldenkrise, gefolgtvoneiner Währungskrise.8Von nun
an war die Panik an den Finanzmärkten nicht mehr einzudämmen. Im
September 1931 sah sich die englische Zentralbank Bank of England)
dazu gezwungen, das Pfund abzuwerten.9 Bald darauf setzte ein Run auf
den US-Dollar ein. Die US-Zentralbank verteidigte den Angriff mit
einer kräftigen Zinserhöhung, was dazu beitrug, das ohnehin schon
geschwächte amerikanische Bankensystem zu destabilisieren und den
Wirtschaftsabschwungzu beschleunigen. Die mitteleuropäische Finanzkrise

hatte bis Ende des Jahres 1931 die ganze Weltwirtschaft mitgerissen.

Für die aktuelle Krise ist vor allem die Entstehung der deutschen
Krise relevant. Theoretisch hätte Deutschland die Krise lindernkönnen,
wenn die Regierung unter Reichskanzler Brüning früher Gegensteuer

5 Überblick bei Peter Temin, Lessons from the Great Depression,Cambridge 1989; Barry
Eichengreen, Golden Fetters: The Gold Standard and the Great Depression, London/
New York 1992; Derek Aldcroft und Michael Oliver, Exchange Rate Regimes in the
Twentieth Century, Cheltenham 1998; Harold James, TheEnd of Globalization: Lessons
from the Great Depression, Cambridge 2003; Liaquat Ahamed, Lords of Finance: The
Bankers Who Broke the World, London 2009.

6 Das Standardwerk zur Krise der Credit-Anstalt stammt vom österreichischen
Wirtschaftshistoriker Aurel Schubert, The Credit-Anstalt Crisis of 1931, Studies in
Macroeconomic History, Cambridge / New York: Cambridge University Press, 1992.

7 Die Krise aus der Sicht der Rothschild-Familie findet sich bei Niall Ferguson, The
World’s Banker: The History of the House of Rothschild, London: Weidenfeld & Nicolson,

1998, S. 993–995.
8 Zur Kontroverseum das Verhältnis zwischen derBanken- und derSchuldenkrise siehe

Isabel Schnabel, «The German twin crisis of 1930» Journal of Economic History 64
2004), S. 822–871; Thomas Ferguson, Peter Temin, «Comment on ‘The German twin

crisis of 1931’» Journal of Economic History 64 2004), S. 1–53. Isabel Schnabel,«Reply
to ThomasFerguson and PeterTemin’s Comment on ‘The German twin crisis of 1931’»
Journal of Economic History 2004), S. 877–878. Sehr gut auchAlbrechtRitschl, «Dancing

on a Volcano: The Economic Recovery and Collapse of the WeimarRepublic» in:
T. Balderston Hg.), World Economy and National Economies in the Interwar Slump,
London 2003, S. 105–142.

9 Die beste Erklärung der Übertragung der deutschen Krise auf die Abwertung des bri¬
tischen Pfunds stammtvonOlivierAccominotti, «LondonMerchant Banks, the Central
European Panic and the Sterling Crisis of 1931» Journal of Economic History
forthcoming). FüreinenÜberblick über den Zusammenhang zwischen der deutschen Finanzkrise

und dem britischen Bankensystem siehe Mark Billings, Forrest Capie 2011),
«Financial crisis, contagion, and the British banking system between the world wars»
Business History 53, S. 193–215.
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gegeben hätte. Sie hätte die Reichsmark vom Gold losbinden, sie
abwerten und den Binnenmarkt mit Investitionsprogrammen fördern
müssen. Brüning aber hielt eine Abwertung für gefährlich. Er argumentierte

im Kabinett, eineAbwertung führe zu Inflationund zur
Zahlungsunfähigkeit, da die Auslandsschulden in ihrem Wert massiv ansteigen
würden. Daher blieb ihm nur eine Option. Er musste versuchen, einen
Handelsbilanzüberschuss zu erwirtschaften, um die Auslandsschulden
mit harten Devisen zurückzubezahlen. Dies wiederum konnte er nur
erreichen, indem er die Löhne und Preise senkte und überall, wo er nur
konnte, sparte. Diese Deflationspolitik half zwar der Exportwirtschaft,
aber es bedeuteteauch,dassdie Wirtschaft insgesamtweiter schrumpfte,
was neue Sparanstrengungen notwendig machte und der politischen
RadikalisierungVorschub leistete. Die Banken- undSchuldenkrisevom
Sommer 1931 war eine logische Folge von Brünings Wirtschaftspolitik.

Bis heute wird darüber gestritten, ob Brünings Argumente gegen
eine Abwertung ernst gemeint waren. Kritiker monieren, dass er die
deutsche Wirtschaft mutwillig ruinieren wollte, um den Alliierten zu
demonstrieren, dass Deutschland nicht mehr in der Lage war, die
Kriegsschulden zu bezahlen.10 Andere Wirtschaftshistoriker haben
argumentiert, dass Brünings Handlungsspielraum in der Tat sehr klein
gewesen sei. Die Inflationsangst sei vor dem Hintergrund der traumatischen

Hyperinflation zu Beginn der 1920er Jahre berechtigt gewesen,
und die hohen Auslandsschulden hätten Brüning tatsächlich keine
andere Wahl gelassen, als an der Währungsstabilität festzuhalten und mit
Lohn- und Preissenkungen die Exportwirtschaft zu unterstützen. Eine
Abwertung hätte die Verschuldung nur noch verschlimmert.11

Parallelen mit 1931

Heute droht ein Szenario, das mit 1931 vergleichbar ist. Irland und die
südeuropäischen Länder befinden sich in einer ähnlichen Lage wie
Deutschland. Sie sind ins Visier der Anleger geraten, weil ihnen nicht

10 C.-L. Holtfrerich, «Alternativen zu Brünings Politik in der Weltwirtschaftskrise?»
Historische Zeitschrift 235 1982), S. 605–631.

11 Knut Borchardt, «Zwangslagen und Handlungsspielräume in der grossen Wirtschafts¬
kriseder frühen dreissiger Jahre» Jahrbuch derBayerischen Akademie der Wissenschaften

1979), S. 85–132. Das Argument wurde weiter entwickelt von Albrecht Ritschl:
A. Ritschl, Deutschlands Krise und Konjunktur, 1924–1934. Binnenkonjunktur,
Auslandsverschuldung und Reparationsproblem zwischen Dawes-Plan und Transfersperre,
Berlin 2002. Zur Inflationsangst in Europa siehe Tobias Straumann, «Rule rather than
exception: Brüning’s fear of devaluation in comparative perspective» Journal of
Comtemporary History 44 2009), S. 603–617.
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mehr zugetraut wird, dass sie ihre Schulden bedienen können – sei es,

weil sie an den Folgen einer Immobilien- und Bankenkrise leiden
Irland, Spanien), sei es, weil die Wirtschaft seit dem Beitritt zum Euro

kaum mehr gewachsen ist, was auf fundamentale Produktivitätsprobleme

hindeutet Italien, Portugal), oder sei es, weil die Wirtschaft
zu wenig wettbewerbsfähig ist, die privaten Haushalte sich verschuldet
haben und die Finanzpolitik versagt hat Griechenland). Verstärkt wird
das Misstrauen der Anleger zudem durch das Problem, dass die Divergenz

zwischen den nördlichen und südlichen Ländern seit Einführung
des Euro ständig zugenommen hat. Das kann auf die Dauer nicht gut
gehen. Die südlichen Länder können ihre Staatshaushalte nur sanieren,
wenn sie Handelsbilanzüberschüsse generieren und wachsen können.
Wie die Divergenz verkleinert werden könnte, haben die EU-Staatschefs

jedoch bisher nicht klar gemacht.
Die eleganteste Möglichkeit bestünde darin, die Währung

abzuwerten und Geld zu drucken, um das Wachstum anzukurbeln. Diese
Option steht Irland und den südeuropäischen Ländern aber nicht zur
Verfügung, weil sie den Euro eingeführt haben. Also müssen sie – wie
Reichskanzler Brüning – sparen und die Löhne und Preise senken, um
die Exporte anzukurbeln. Diese Politik verstärkt aber kurzfristig die
wirtschaftliche Kontraktion, so dass der Abbau der Schulden noch
schwieriger wird. Entsprechend verlangen die Anleger noch höhere
Zinsen für neue Staatsanleihen, was den Abbau der Schulden noch
schwieriger macht. Irland und die südeuropäischen Länder befinden
sich in einem ähnlichen Teufelskreis wie Deutschland 1931.

Es gibt noch eine zweite Parallele zwischen der aktuellen Situation
und 1931. Damals wie heute spielt die Inflationsangst eine bedeutende
Rolle bei der Formulierung der Geldpolitik. Brüning und mit ihm ein
grosser Teil der deutschen Bevölkerung waren überzeugt, dass das
Anwerfen der Druckerpresse eine verheerende Inflation zur Folge hätte.
Heute sind es die deutsche Bundeskanzlerin Angela Merkel und der
deutsche Vertreter im EZB-Rat, Jens Weidmann, die auf die traumatischen

Inflationserfahrungen der Deutschen verweisen, um ihre Opposition

gegen eine aktivere Rolleder EZBbeider Eindämmung der Krise
zu begründen. Demgegenüber betonen angelsächsische Ökonominnen
und Ökonomen quer durch alle politischen Parteien, dass dieEZB
dringend dafür sorgen sollte, dass die Risikozinsen Italiens und Spaniens
weiter sinken.
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Wie weiter?

Wie geht es weiter? Die Erfahrung von 1931 legt den Schluss nahe, dass

die Deflationspolitik die Euro-Krise eher verstärken als lindern wird.
Der Euro wird nur überleben, wenn die Europäische Währungsunion
grundlegend reformiert wird. Wie diese Reform genau aussehen soll, ist
umstritten. Aber mittlerweile ist allen klar geworden, dass ein
Festhalten an der bisherigen Politik geradewegs in den Abgrund führt. Seit
April 2010 sind bereits Zehntausende von Menschen aus Irland
ausgewandert, um Arbeit zu suchen, und in den südeuropäischen Ländern
haben die Bankkunden schon längst damit begonnen, ihre Konten zu
leeren und ihr Geld ins Ausland zu bringen. Auch Firmen haben ihr
Geld aus dem Bankensystem von gefährdeten Staaten nach Deutschland

transferiert.
Optimisten gehen davon aus, dass die EU-Staatschefs schrittweise

eine Lösung finden werden. Die europäische Einigung habe in schwierigen

Zeiten immer grosse Sprünge gemacht, wird argumentiert. Das
mag sein. Gleichzeitig wissen wir aus der Geschichte der Währungssysteme,

dass die Lösung der Euro-Krise äusserst anspruchsvoll ist.
Anders als bei der Agrarpolitik oder der Binnenmarktharmonisierung
können die EU-Staaten die dringenden Problemenicht miteinem
Kompromiss entschärfen. Entweder gelingt es bald, das Misstrauen der
Anleger mit mutigen Entscheidungen zum Verschwinden zu bringen, oder
die Krise eskaliert weiter, bis die Panik vollends ausbricht.

Die Katastrophe von 1931 zeigt auch, dass es keineswegs
ausgemacht ist, dass die Politik rechtzeitig reagiert, wenn sich die Katastrophe

ankündigt. Brüning hätte eine Chance gehabt, die Krise wirksam zu
bekämpfen, wenn ihm die Alliierten bei der Kriegsschuldenfrage rechtzeitig

entgegengekommen wären. Sie taten es aber erst, als die deutsche
Krise bereits ausgebrochen war. Sie unterschätzten dabei nicht nur die
ökonomischen, sondern auch die politischen Folgen der Reparationsfrage.

Als die Alliierten an der Konferenz von Lausanne im Sommer
1932 die deutschen Kriegsschulden strichen, war Brüning bereits vom
Amt entfernt worden. Wenig später erhöhten die Nationalsozialisten
bei den Reichstagswahlen ihren Wähleranteil von 18 auf 37 Prozent.

Soweit sind wir noch lange nicht. Aber es besteht kein Anlass, die
Euro-Krise auf die leichte Schulter zu nehmen oder sie als Hirngespinst
von notorischen EU-Skeptikern abzutun. Wer mit der Geschichte der
Finanzkrisen vertraut ist, weiss, dass die Lage sehr schnell kippen kann,
wenn die Krise eine gewisse Eskalationsstufe erreicht hat. Immerhin ist
es beruhigend zu sehen, dass die Zentralbanken ihre Lehren aus den
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